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In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die Sonder- und 
Wintersession und andere wichtige politische Entwicklungen
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung
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Der Nationalrat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die Grünen und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (SVP)

1. Vizepräsidentin (Grüne)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsident (Mitte)
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Der Ständerat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die FDP und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

Mitte: 13

FDP: 12

SP: 9

SVP: 7

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Mitte)

1. Vizepräsident (FDP)

Stimmenzählerin (SP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsident (SVP)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der 
Sonder- und Wintersession 2020 und werden nachfolgend vertieft 
behandelt

 Wahl des Bundespräsidenten, Nationalratspräsidenten und Ständeratspräsidenten

 Zweite Corona-Welle

 Institutionelles Abkommen (InstA)

 Ehe für alle

 Änderung des Geschlechts

 Nein zum islamistischen Terrorismus 

 Keine EuGH-Unterstellung der Ausschaffung krimineller Ausländer

 Übernahme der Dolmetscherkosten für schlecht integrierte Ausländer

 Tabakproduktegesetz: Werbeverbot für ein legales Produkt

 Diverse weitere Geschäfte
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Guy Parmelin wird Bundespräsident, Andreas Aebi wird 
Nationalratspräsident und Alex Kuprecht wird Ständeratspräsident
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1 Wahl des Bundespräsidenten, Nationalratspräsidenten und Ständeratspräsidenten
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Die zweite Corona-Welle hat die Schweiz stärker als die erste 
Welle getroffen: Senkung der Corona-Fallzahlen ist oberstes Ziel

10

2 Zweite Corona-Welle
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Seit Mitte November ist die Zahl der Hospitalisierten wieder 
stark angestiegen
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2 Zweite Corona-Welle
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Strenge Massnahmen brechen zweite Welle: Restaurantschliessung, 
Versammlungsverbot, Maskentragpflicht im öffentlichen Raum etc.

12

2 Zweite Corona-Welle
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Die wirtschaftspolitischen Folgen der Massnahmen zur 
Abfederung der Corona-Pandemie sind riesig

 Auswirkungen der ersten Welle: Die Schweiz erlebte im ersten Halbjahr 2020 den 
schärfsten Wirtschaftseinbruch seit vielen Jahrzehnten: Im 2. Quartal 2020 war das 
BIP rund 9% tiefer als im 4. Quartal 2019. Im Vergleich zu einer Entwicklung ohne die 
Covid-19-Pandemie dürfte der gesamtwirtschaftliche Wertschöpfungsverlust im ersten 
Halbjahr 2020 nahezu 25 Mrd. CHF betragen.

 Zur Eindämmung der zweiten Welle haben Bund und Kantone erneut teils 
einschneidende Massnahmen beschlossen. Restaurants und zahlreiche Betriebe, 
namentlich im Bereich der Freizeit- und Kulturdienste, mussten abermals schliessen oder 
sind in ihrer Tätigkeit eingeschränkt. Die Konjunktur dürfte im 4. Quartal deutlich an 
Schwung verlieren (Rückgang der Auslandnachfrage; Auswirkungen der 
gesundheitspolitischen Massnahmen auf die Binnenwirtschaft).

 Das Parlament hat seit März 2020 zahlreiche Massnahmen zur Unterstützung der 
Erwerbsbevölkerung, der Unternehmen sowie der Wirtschaft ergriffen. Die finanzielle 
Unterstützung erreichte ein für die Schweiz historisches Ausmass und trug dazu bei, dass 
die Konjunktur nicht stärker eingebrochen ist.

13

2 Zweite Corona-Welle
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Auch die Auswirkungen auf die Bundesfinanzen und damit auf 
die zukünftigen Steuerrechnungen sind enorm
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 Folgendes sind die wichtigsten Massnahmen zur Unterstützung der Erwerbsbevölkerung, 
der Unternehmen sowie der Wirtschaft 
– Kurzarbeitsentschädigung (KAE) für Angestellte bei Arbeitsausfall (Gehälter bis 3‘470 

Franken werden bis Ende März 2021 voll ausgeglichen) sowie 
Arbeitslosenentschädigung bei einem Stellenverlust (Kosten: Ca. 25 Milliarden Franken);

– Corona-Erwerbsersatz für Selbstständigerwerbende und Personen in 
arbeitgeberähnlicher Stellung (Umsatzschwelle: 50'000 Franken; 
Jahresumsatzeinbusse: 40%), die von behördlich angeordneten Betriebsschliessungen
oder Veranstaltungsverboten betroffen sind oder ihre Erwerbstätigkeit massgeblich
einschränken müssen (Kosten: 5-8 Milliarden Franken);

– Branchenspezifische Unterstützungen (Medien, Kultur, Sport, ÖV, Flugverkehr);
– Härtefallhilfen für aufgrund der Natur ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit von den Folgen von 

Covid-19 besonders betroffenen Unternehmen (Kosten: 2.5 Milliarden Franken).
 Aktuell wird für das Jahr 2020 mit einem Finanzierungsdefizit von 20 Milliarden 

Franken gerechnet.
 Für das Jahr 2021 wird mit einem Finanzierungsdefizit von 6.1 Milliarden Franken 

gerechnet (bei Corona-Ausgaben von 6.6 Milliarden Franken).

2 Zweite Corona-Welle



TA / 22. Dez. 2020

Die finanzpolitischen Folgen sind enorm
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3 Institutionelles Abkommen (InstA)

Quelle: https://www.svp.ch/news/artikel/medienmitteilungen/svp-delegierte-fordern-vom-bundesrat-die-rueckweisung-des-institutionellen-abkommens-mit-der-eu/
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alt Bundesrat Schneider-Ammann warnt vor Souveränitäsverlust
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3 Institutionelles Abkommen (InstA)

Quelle: NZZ
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Linksgrün, FDP und GLP wollen die „Ehe für alle“ und die 
Samenspende für gleichgeschlechtliche Paare

 Die Räte öffnen die Ehe für gleichgeschlechtliche Paare. Nach dem Ständerat hat auch 
der Nationalrat der Ehe für alle zugestimmt (13.468). Damit dürfen gleichgeschlechtliche 
Paare künftig ebenso wie Frau und Mann eine Ehe eingehen. Verheiratete lesbische 
Paare erhalten zudem Zugang zur Samenspende. Die Ehefrau der Mutter gilt als Mutter 
des Kindes, wenn dieses gemäss den Vorgaben im Fortpflanzungsmedizingesetz gezeugt 
worden ist, aber nicht nach einer Samenspende im Ausland. Die SVP hat sich vergeblich 
dafür eingesetzt, dass die Ehe weiterhin Mann und Frau vorbehalten bleibt. 
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Ehe für alle4

 Das Referendum gegen die Ehe für alle und 
die Samenspende für gleichgeschlechtliche 
Paare ist bereits angekündigt, womit 
voraussichtlich das Volk über diese 
Ausweitung des Ehebegriffs und die 
Ausweitung der Fortpflanzungsmedizin wird 
abstimmen können.
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Parlament unternimmt weiteren Schritt zur Aufhebung der 
Geschlechteridentität 

 Künftig kann jede und jeder auf dem Zivilstandsamt sein Geschlecht und den Vornamen 
ändern und zwar ohne Hormontherapie oder operative Veränderungen (19.081). Das 
Parlament räumte die letzten Differenzen aus und entschied, dass eine Zustimmung der 
Eltern respektive des gesetzlichen Vertreters vor der Vollendung des 16. Lebensjahr 
notwendig ist. 

 Die SVP lehnte die Vorlage „Änderung des Geschlechts“, blieb damit aber chancenlos 
gegen die anderen Parteien.

18

Änderung des Geschlechts5
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Das islamistische Terrorismus muss ernst genommen werden

 Die Terrorangriff im Tessin, bei dem eine Frau schwer verletzt wurde, hat der Schweiz die grosse
Gefahr des islamistischen Terrorismus wieder einmal vor Augen geführt.

 Trotzdem weigern sich die anderen Parteien, entschieden gegen den islamistischen Terrorismus 
vorzugehen. Mit mehreren Vorstössen (19.3301; 19.3306; 19.3376; 19.4005; 19.3598) wollte die 
SVP-Fraktion die Grundlagen schaffen, um die Schweizer Bevölkerung wirksam vor islamistischen 
Terrorakten zu schützen. 
– Islamistischen Gefährdern, Hasspredigern und radikalisierten Personen mit Doppelbürgerschaft soll 

die schweizerische Staatsbürgerschaft entzogen werden. 
– Die SVP fordert zudem, dass ausländische Terrorunterstützern die Einreise verwehrt wird oder dass 

sie des Landes verwiesen werden. 
– Und wenn sich Gefährder, Hassprediger und Radikalisierte in der Schweiz aufhalten, sollen sie 

keine Sozialhilfe kassieren.
– Ausserdem müssen radikale muslimische Glaubensgemeinschaften und Moscheen konsequent 

überwacht werden. 
– Schliesslich ist die Finanzierung von Gebetshäusern, Organisationen und weiteren Institutionen aus 

dem Ausland endlich zu verbieten. 
 Es darf nicht sein, dass unter dem Deckmantel der Religionsfreiheit gegen unsere freiheitlich-

abendländische Gesellschaft gehetzt, agitiert und gemordet wird. Die falsche Toleranz und die 
politische Korrektheit der anderen Parteien sind hier fehl am Platz.

 Immerhin unterstützte der Nationalrat in der Sondersession einen SVP-Vorstoss (19.3034), 
dass Dschihad-Rückkehrer sofort inhaftiert werden.

19

Nein zum islamistischen Terrorismus 6
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Der Bundesrat versuchte heimlich, die Ausschaffung krimineller 
Ausländer freiwillig EU-Recht zu unterstellen

 Versteckt in einer Schengen-Weiterentwicklung wollte der Bundesrat die Ausschaffung 
krimineller Ausländer freiwillig EU-Recht unterstellen (20.025). Damit hätte die EU bzw. 
der EU-Gerichtshof (EuGH) künftig entschieden, ob eine ausgesprochene 
Landesverweisung effektiv vollzogen werden darf. Dies wäre einem Verfassungsbruch 
gleichgekommen, denn das Schweizer Volk und die Stände haben am 28. November 
2010 der Ausschaffungsinitiative zugestimmt.
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Keine EuGH-Unterstellung der Ausschaffung krimineller Ausländer7

 Dank der SVP wurde ein Vorbehalt 
zur Ausschaffung krimineller 
Ausländer in der Vorlage angebracht. 
Ständerat und Nationalrat haben die 
Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstandes mit dieser Anpassung 
angenommen. Damit wird 
sichergestellt, dass die entsprechende 
EU-Richtlinie keine Anwendung findet 
auf die Anordnung und den Vollzug 
der Landesverweisung. 
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Dolmetscher für schlecht integrierte Ausländer werden auch 
zukünftig vom Steuerzahler finanziert

 Die Standesinitiative des Kantons Thurgau fordert eine Relativierung der Unentgeltlichkeit 
des Volksschulunterrichts, so dass die Kosten, die Fremdsprachige durch mangelnde 
Integrationsbemühungen verursachen, den Verursachern auferlegt werden können 
(19.303). Jährlich fallen den Gemeinden hohe Kosten an, weil schulpflichtige ausländische 
Kinder nicht in der Lage sind, eine Landessprache zu sprechen. 

21

Übernahme der Dolmetscherkosten für schlecht integrierte Ausländer8

 Die Standesinitiative will ausländische 
Eltern in die Pflicht nehmen, damit sie sich 
rechtzeitig bemühen, dass ihre Kinder 
Deutsch lernen. Nach dem Ständerat hat 
nun auch der Nationalrat entschieden, 
dass die Dolmetscher für schlecht 
integrierte Ausländer auch zukünftig vom 
Steuerzahler finanziert werden müssen. 
Die SVP hat dieses berechtigte Anliegen 
des Kantons Thurgau erfolglos unterstützt.
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Linksgrün, die Mitte und die GLP verhelfen dem 
wirtschaftsfeindlichen Tabakproduktegesetz zur Mehrheit

 Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat das Tabakproduktegesetz beraten (15.075). 
Der Ständerat hatte zahlreiche Verschärfungen eingefügt und zusätzliche Werbeverbote in 
der Presse, im Internet und an Anlässen mit internationalem Charakter im Gesetz 
verankert. 

 Gegen die Stimmen der SVP haben Linksgrün, die Mitte und die GLP einem Werbeverbot 
in Kinos und im öffentlichen Raum (inkl. von öffentlichem Grund einsehbare 
Plakatwerbung) zugestimmt. Auch in der Presse und im Internet soll die Werbung weiter 
eingeschränkt werden.

 Zudem verankerte der Nationalrat ein Verbot von Mentholzigaretten im Gesetz.
 Im Gegensatz zum Ständerat verzichtete die grosse Kammer aber darauf, eine 

Meldepflicht für Firmen bezüglich ihrer Werbeausgaben ins Gesetz zu schreiben.
 Die Vorlage geht nun zurück in den Ständerat.

22

Tabakproduktegesetz: Werbeverbot für ein legales Produkt9
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/8):
Wirtschafts- und Finanzpolitik

23

 Der Bundesrat hatte ursprünglich ein Defizit von einer Milliarde Franken budgetiert 
(20.041). Aufgrund der anhaltenden Corona-Krise einigten sich schliesslich National- und 
Ständerat auf Ausgaben von 82 Milliarden Franken und ein Defizit von 6.1 Milliarden 
Franken. Die SVP unterstützt gezielte Massnahmen zur Abfederung der Auswirkungen der 
Corona-Pandemie in besonders betroffene Branchen wie z.B. der Gastronomie.

Budget 2021 
mit Defizit von 
CHF 6.1 Mia.

Diverse weitere Geschäfte10

 Vorgesehen ist, dass die Prüf- und Aufsichtskompetenzen der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung gestärkt werden (18.469). Nachdem der Nationalrat die 
parlamentarische Initiative in der Herbstsession 2020 angenommen hatte, gab der 
Ständerat keine Folge gegeben. Die SVP lehnte einen Ausbau der Kompetenzen der 
Eidgenössischen Steuerverwaltung ab, weil dadurch die Steuerhoheit der Kantone und 
somit der Föderalismus angegriffen werden. Die parlamentarische Initiative geht nun in 
die Differenzbereinigung.

Finger weg von 
der kantonalen 
Steuerhoheit

 Der Ständerat will nicht, dass ein Finanzdatenaustausch in Steuerfragen unter den 
Kantonen eingeführt wird (19.316). Mit den Stimmen der SVP-Ständeräte wurde die 
entsprechende Standesinitiative des Kantons Bern abgelehnt, welche das 
Bankkundengeheimnis im Inland faktisch aufgehoben hätte. Laut Initiativtext sollen 
Auskünfte der Banken an die Steuerbehörden der Kantone nicht mehr unter Strafe gestellt 
werden. Die SVP lehnt jede Aufweichung des Bankkundengeheimnisses entschieden ab. 
Der Schutz der Privatsphäre muss auch in finanziellen Fragen gelten.

Nein zur 
Abschaffung des 

Bank-
geheimnisses
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/8):
Landwirtschaftspolitik

24

 Der Ständerat beschloss mit den Stimmen der SVP, die Agrarpolitik 22+ zu sistieren 
(20.022). Solange der Bundesrat nicht wie gefordert nachgebessert und die Widersprüche 
und Zielkonflikte in der Vorlage ausräumt, ist auf die Beratung zu verzichten. Zugestimmt 
hat der Ständerat hingegen dem finanziellen Zahlungsrahmen für die Landwirtschaft für 
den Zeitraum 2022 bis 2025. Damit stehen für Direktzahlungen insgesamt 13.8 Milliarden 
Franken zur Verfügung. Die SVP begrüsst diese Ausgaben in der Höhe der Vorjahre. Das 
Geschäft geht nun an den Zweitrat.

Ständerat sistiert 
AP22+

Diverse weitere Geschäfte10
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/8):
Ausländer- und Migrationspolitik

25

 Das Reiseverbot für vorläufig Aufgenommene (20.063) war in der zuständigen 
Kommission stark verwässert worden. Mit Hilfe von GLP, FDP und Mitte wurden 
Ausnahmen eingefügt, so dass unerlaubte Auslandreisen auch in Zukunft nicht hätten 
verhindert werden können. Die SVP-Fraktion konnte der Vorlage so nicht zustimmen. Das 
Geschäft geht nun an den Ständerat. Tritt dieser ebenfalls nicht auf den Gesetzesentwurf 
ein, ist die Vorlage vom Tisch. Tritt die kleine Kammer ein und stimmt sie den Änderungen 
zu, ist erneut der Nationalrat am Zug. Es ist zu hoffen, dass FDP und Mitte dann Hand 
bieten für wirksame Massnahmen gegen unerlaubte Auslandreisen.

Keine 
Aufweichung des 
Reiseverbots für 

vorläufig 
Aufgenommene

Diverse weitere Geschäfte

 Der Nationalrat will, dass Asylanten mit einem Lehr- oder Ausbildungsvertrag bei einem 
negativen Asylentscheid vor der Rückkehr ins Herkunftsland ihre berufliche Ausbildung in 
der Schweizer weiterführen und abschliessen können (20.3925). Die Nein-Stimmen 
stammten fast ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Statt das Asylrecht zu verschärfen, 
schafft das Parlament eine weitere Möglichkeit für Wirtschaftsmigranten um im Land zu 
bleiben.

Ausnahme bei 
Rückschaffung 
von Asylanten

 Der Ständerat will, wie es auch die SVP fordert, dass sog. „Schutzbedürftige“ ihre 
Familien erst nach drei Jahren in die Schweiz holen dürfen sollen, so wie es für vorläufig 
Aufgenommene gilt (16.403). Ein langfristiger Aufenthalt in der Schweiz ist für diese 
Personen nicht vorgesehen. Nachdem der Nationalrat die Vorlage aber in der 
Herbstsession 2020 ablehnte, sind die Aussichten für diese Asylrechtsverschärfung 
minim.

Familiennachzug 
für „Schutz-
bedürftige“

10
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/8):
Staatspolitik

26

 Die Motion 19.3170 täuscht die Möglichkeit einer demokratischen Mitwirkung in Bezug auf 
das institutionelle Rahmenabkommen vor. Das Prinzip der automatischen 
Rechtsübernahme, der EuGH als abschliessende Rechtsinstanz und die Einführung einer 
Super-Guillotine-Klausel über alle Marktzugangsabkommmen, verunmöglichen jedoch 
eine demokratische Mitwirkung per se. Die SVP wehrte sich gegen diese 
demokratiepolitische Mogelpackung, unterlag jedoch den anderen Parteien.

«Mogelpackung» 
beim 

Institutionellen 
Abkommen

 Das Parlament schuf die Grundlage, dass die Nationalratsmitglieder von zu Hause aus 
abstimmen können (20.483). Die Idee mag zwar gut klingen, bringt aber zahlreiche 
praktische und rechtliche Probleme mit sich. Der Sprecher der SVP-Fraktion kritisierte, 
das Gesetz eine "staatspolitisch unwürdige Bastelarbeit". Die SVP setzte sich als einzige 
Fraktion geschlossen gegen das Homeoffice für Nationalräte ein. 

Homeoffice für 
Nationalräte 

Diverse weitere Geschäfte

 Der Nationalrat will, dass die AHV-Nummer zur Identifikation von Personen verwendet 
werden soll (19.057). Ein Rückweisungsantrag blieb chancenlos. Die SVP war gespalten: 
Einerseits wird es für Behörden je länger je schwieriger, Personen aufgrund eines 
Namens eindeutig zu identifizieren. Andererseits wird der Identitätsdiebstahl mit der 
breiten Verwendung eines Personenidentifikators stark zunehmen (in den USA wird mit 
der „Social Security Number“ oft Identitätsdiebstahl betrieben).

Identifikation von 
Personen mit 
AHV-Nummer 

10

 Der Ständerat hat den Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative weiter verschärft (19.400). 
So soll der offenzulegende Aufwand für Kampagnen von 250'000 auf 50'000 Franken 
gesenkt werden. Die grosse Kammer hatte in der Herbstsession den indirekten Gegen-
vorschlag klar abgelehnt. Die parlamentarische Initiative geht nun zurück in den Nationalrat. 

Regelung der Po-
litikfinanzierung
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (5/8):
Sicherheitspolitik und Rechtsfragen

27

 Der Bundesrat hatte Anfang November beschlossen, das Gesundheitswesen in der 
zweiten Corona-Welle mit bis zu 2‘500 Armeeangehörigen zu unterstützen (20.083). Der 
Armeeeinsatz ist bis zum 31. März 2021 befristet. Das Parlament hat diesen Dienst mit 
Unterstützung der SVP bewilligt.

Armeeeinsatz in 
der zweiten 

Corona-Welle

 Das Parlament beschloss, dass der Bundesrat im Nachgang der Corona-Krise das 
Konzept der Pflichtlagerhaltung überprüfen und den Produktkatalog und die 
Bedarfsabdeckung ausweiten muss (20.3197). Die Ereignisse im Frühjahr 2020 führte der 
Schweizer Bevölkerung vor Augen, wie wichtig die wirtschaftliche Landesversorgung in 
der Krise ist. Die SVP unterstützte die Motion.

Nationalrat will 
Pflichtlager-

haltung 
überprüfen

Diverse weitere Geschäfte10

 Das Erbrecht wurde den neuen gesellschaftlichen Formen des Zusammenlebens 
angepasst (18.069). So wurden insbesondere die Pflichtteile für Nachkommen gesenkt, 
womit Erblasser freier über ihr Vermögen verfügen können. Die von der damaligen 
Justizministerin Simonetta Sommaruga geplante zwingende Berücksichtigung des 
faktischen Lebenspartner nach einem Todesfall, wurde erfreulicherweise aus der Vorlage 
gestrichen.

Modernisiertes 
Erbrecht 

gefährdet den 
Familienfrieden
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (6/8):
Gesundheitspolitik

28

 Neu wird die Mutterschaftsentschädigung verlängert, wenn das Neugeborene unmittelbar 
nach der Geburt ununterbrochen während mindestens zwei Wochen im Spital bleiben 
muss (18.092). Ausserdem sollen nur Mütter Anspruch auf diese Verlängerung der 
Entschädigung haben, die nach dem Mutterschaftsurlaub nachweislich wieder ins 
Erwerbsleben zurückkehren wollen.

Mutterschafts-
urlaub bei 
kranken 

Neugeborenen

 Mit einer Ausbildungsoffensive und neuen Kompetenzen will das Parlament den 
Pflegeberuf stärken (19.401). Noch immer bestehen Differenzen bei der Frage, ob für 
Pflegende, die selbständig abrechnen wollen, eine Vertragspflicht gelten soll oder nicht. 
Der Ständerat hat daran festgehalten, dass nur jene Pflegefachpersonen, Spitex-
organisationen und Pflegeheime davon profitieren können, die mit den Kranken-
versicherern vorgängig eine Vereinbarung abgeschlossen haben. Das Geschäft geht nun 
zurück in den Nationalrat.

Räte uneinig über 
Abrechnungs-

freiheit von 
Pflegenden

Diverse weitere Geschäfte

 Mit einem Bündel von Massnahmen will der Bundesrat die eskalierenden 
Gesundheitskosten senken (19.046). Ein Schwerpunkt liegt auf der Einführung eines 
Experimentierartikels, welcher innovative und kostendämpfende Projekte ausserhalb des 
«normalen» Rahmens des KVG ermöglichen soll. Zudem wird die Rechnungskontrolle 
seitens Versicherer und Versicherten gestärkt. Schliesslich wurde der Einführung von 
landesweit einheitlichen Tarifstrukturen für ambulante Pauschaltarife zugestimmt. Das 
Geschäft befindet sich in der Differenzbereinigung.

„Kostendäm-
pfungspaket 1“ 
im Gesundheits-

wesen

10
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (7/8):
Gesundheits- und  Bildungspolitik
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 Der Nationalrat beschloss, dass Medizinalcannabis auf Rezept vereinfacht abgegeben 
werden soll (20.060). Diese Entscheidung fiel gegen die Stimmen der SVP-Fraktion. Der 
Widerspruch zum gesundheitlichen Präventionseifer bei weitaus weniger schädlichen 
Tabakprodukten ist offensichtlich. 

Schritt Richtung 
Cannabis-

legalisierung

 Die Schweiz soll nach Ansicht der anderen Parteien bei der nächsten Generation des EU-
Forschungsprogrammes dabei sein (20.052). Das Parlament hat die für das sechsjährige 
Programm (2021-2027) „Horizon Europe“ notwendigen Gelder für in Höhe von 6,15 
Milliarden Franken gesprochen. Das sind knapp 1,8 Milliarden Franken mehr als für das 
laufende Programm. Die Schweizer Pflichtbeiträge steigen damit um 37 Prozent. Die 
SVP-Fraktion wollte die Vorlage erfolglos zurückweisen. Die anderen Parteien wollen 
nicht prüfen, ob eine eigenständige, nationale Lösung mit direkter Projektfinanzierung 
zielführender und kosteneffizienter wäre.

1,8 Milliarden 
Franken mehr 
Forschungs-

gelder für die EU

Diverse weitere Geschäfte

 Nach einem zähen Hin und Her einigten sich der National- und Ständerat darauf, dass der 
Bund in den kommenden vier Jahren 28,1 Milliarden Franken für Bildung, Forschung und 
Innovation zur Verfügung stellen soll. Das sind über 2 Milliarden mehr als in den 
vergangenen vier Jahren. Teilweise erhalten einzelne Institutionen bis zu 10% mehr. Die 
SVP mahnte vergeblich, dass ein Ausbau der Fördermittel in der aktuellen, finanzpolitisch 
angespannten Situation nicht tragbar ist.

28,1 Milliarden 
Franken für 

Bildung, 
Forschung und 

Innovation
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (8/8):
Infrastruktur-, Medien- und Umweltpolitik
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 Die Motion 20.3461 verlangt, dass die gesetzliche Grundlage für eine Investitionskontrolle 
bei kritischen Infrastrukturen geschaffen wird, wenn ausländische Direktinvestitionen in 
Schweizer Unternehmen zu einer faktischen Kontrolle der Unternehmung führen. Die 
Mehrheit des Nationalrats wollte die Frage jedoch nochmals eingehend prüfen lassen und 
wies die Motion an die Kommission zurück. Die SVP unterstützte dieses Vorgehen. 
Kritische Infrastrukturen gehören nicht in ausländische Hände. Die Motion geht jedoch in 
die falsche Richtung.

Schutz kritischer 
Infrastrukturen 

Diverse weitere Geschäfte

 Der Ständerat will den Medienartikel in der Bundesverfassung so ändern, dass nicht nur 
Radio und Fernsehen, sondern auch Presseunternehmen direkt gefördert werden dürfen 
(18.473). Gegen den Widerstand der SVP-Ständeräte stimmte der Ständerat der 
parlamentarischen Initiative zu. Die Befürworter von Links brachten das zweifelhafte 
Argument des Service Public vor, um die beabsichtigte Schaffung einer staatlich finan-
zierten Presselandschaft zu rechtfertigen. Das Geschäft kommt nun in den Nationalrat.

Ständerat will 
Medienförderung 

ausbauen

10

 Der Bundesrat soll die Stickstoffeinträge in den Abwasserreinigungsanlagen reduzieren 
(20.4261 und 20.4262). Ausserdem wird der Bundesrat beauftragt, die rechtlichen 
Grundlagen zu schaffen, damit die rund 740 Abwasserreinigungsanlagen in der Schweiz 
Massnahmen zur Elimination von Mikroverunreinigungen treffen. Abwasserreinigungs-
anlagen könnten einen grossen Beitrag gegen die Verunreinigung der Gewässer leisten. 
Der Nationalrat nahm beide Motionen mit mehrheitlicher Unterstützung der SVP-Fraktion 
an. Als Nächstes wird der Ständerat darüber befinden müssen.

Reduktion der 
Stickstoffeinträge 

in den 
Abwasserreinigu

ngsanlagen



TA / 22. Dez. 2020

1. Wo befinden wir uns im Parlamentsjahr

2. Die bedeutendsten Geschäfte der Session

3. Besuch im Bundeshaus

4. Aktualitäten



TA / 22. Dez. 2020

Falls es die Corona-Fallzahlen zulassen, würde ich mich über 
einen Besuch von Ihnen im Bundeshaus sehr freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Frühlingssession: 1. – 19. März 2021
 Sommersession: 31. Mai – 18. Juni 2021
 Herbstsession: 13. September – 1. Oktober 2021
 Wintersession: 29. November – 17. Dezember 2021

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle
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Abstimmungsempfehlung für die eidgenössische 
Volksabstimmung vom 7. März 2021

34

Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot»

Bundesgesetz über elektronische 
Identifizierungsdienste (EID-Gesetz)

Bundesbeschluss über die Genehmigung des 
Umfassenden Wirtschaftspartnerschaftsabkommens 
zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien

JA

JA

JA
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Am 13. Juni 2021 kommt das CO2-Gesetz zur Abstimmung: 
Trotz Wirtschaftskrise soll alles noch teurer werden

 Das teure CO2-Gesetz wurde gegen den Wiederstand der SVP verabschiedet.
 Konkret haben die Linken und Grünen aller Parteien einen Benzinzuschlag von 12

Rappen pro Liter beschlossen. Tatsächlich bedeutet dies aber eine Benzinpreiserhöhung
von 20 Rappen pro Liter. Denn hinzu kommen 4 Rappen Steuererlass für Biotreibstoff
sowie die bereits früher beschlossenen 4 Rappen für den Nationalstrassen- und Ag-
glomerationsverkehrsfonds (NAF).

 Doch das ist noch nicht alles: Ab 2023 sollen die CO2-Grenzwerte von Heizungen so tief
angesetzt werden, dass dies faktisch einem Verbot von neuen Ölheizungen
gleichkommt. Die Erhöhung der Lenkungsabgabe verteuert den Liter Heizöl um 27
Rappen und führt für einen durchschnittlichen Haushalt zu jährlichen Mehrkosten von
mehreren hundert Franken.

 Hinzu kommt eine unsoziale Ticketabgabe von 30 bis 120 Franken (je nach Flugstrecke).
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Unterstützen Sie uns im Abstimmungskampf 
gegen das teure CO2-Gesetz!
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?
Haben Sie Fragen?


